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Nach einem ereignisreichen Jahr meldet sich das Archivjournal endlich mit einer 
neuen Ausgabe zurück! Seit dem Erscheinen des letzten Heftes im August 
2024 ist im Staatsarchiv viel passiert: Zum einen ist es infolge einer Organi-
sationsanalyse zu Veränderungen in der Referatsstruktur des Staatsarchivs 
gekommen: Der Aufbau der Referate ist nun aufgabenbezogen und bildet  
u. a. die archivischen Aufgaben Überlieferungsbildung, Erschließung, Benutzung 
und Bestandserhaltung ab. Zum anderen sind zahlreiche Mitarbeitenden des 
Hauses intensiv in die Einführung eines neues Archivfachinformationssystems 
eingebunden gewesen, das unseren Nutzenden viele Vorteile bieten wird. All 
diese tiefgreifenden Veränderungen haben dazu geführt, dass die Frühjahrausgabe 
2025 leider ausfallen musste. 

Umso wichtiger war es dem Redaktionsteam, das inzwischen im neuen Referat 
ST 23 „Zugang zu Archivgut“ angesiedelt ist, nicht mit einer regulären Ausgabe, 

sondern mit einem Themenheft aus der verlängerten Pause zurückzukehren. 
Aus aktuellem Anlass widmen sich die Autorinnen und Autoren daher auf 
den folgenden Seiten dem 80. Jahrestag des Kriegsendes in Hamburg. Mit 
der bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht am 8. Mai 1945 brach die  
nationalsozialistische Gewaltherrschaft endgültig zusammen. In Hamburg begann 
die unmittelbare Nachkriegszeit bereits mit dem Einmarsch britischer Truppen 
am 3. Mai 1945. Es folgte eine Phase tiefgreifender politischer, wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Umbrüche, die eine nachhaltige Demokratisierung der 
Stadt nach sich zogen.

Zunächst sei vorausgeschickt, dass sich grundsätzlich in vielen Beständen 
des Staatsarchivs Unterlagen aus oder zu der unmittelbaren Nachkriegszeit 
befinden. Als Beispiele sind etwa die Tätigkeitsberichte verschiedener Behör-
den, Ämter und Abteilungen zu nennen, die einen möglichen Einstieg in die 
damaligen Arbeits- und Problemfelder der hamburgischen Verwaltung bieten. 
Dringender Handlungsbedarf bestand v. a. bei der Versorgung der notleidenden 
Bevölkerung (einschließlich der Kriegsheimkehrer und Vertriebenen aus dem 
Osten) mit Lebensmitteln, Wohnraum und Heizmaterial, bei der Wiederherstel-
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lung der staatlichen und öffentlichen Ordnung sowie beim  
Wiederaufbau von Infrastruktur und Wirtschaft in der Stadt. 
Im Rahmen dieser Sonderausgabe können naturgemäß 
lediglich Schlaglichter auf einige wenige Quellenbestände 
und Lebensbereiche des Umbruchsjahres 1945 geworfen 
werden. Näher beleuchtet werden z. B. der fertig er-
schlossene Bestand 331-5 Polizeibehörde – Unnatürliche 
Sterbefälle, der u. a. Unterlagen zu „Bombenopfern“ des 
Zweiten Weltkrieges enthält, und die Wiederaufnahme des 
Schulbetriebes im August 1945, der in den ersten Jahren 
von Raumnot und Lehrermangel geprägt war. 

An dieser Stelle sollen daher kurz zwei weitere Bestände 
vorgestellt werden, die wichtige Überlieferungen zur frühen 
Nachkriegszeit bieten, allen voran der Bestand 221-11 
Staatskommissar für die Entnazifizierung und Kategori-
sierung. Dessen Kern bilden über 400.000 größtenteils 

dünne Einzelfallakten, die zwar viel benutzt werden, bislang 
jedoch nur über eine digitalisierte Kartei erschlossen sind. 
Mit einem Gesamtumfang von 588 lfm. ist er nicht nur einer 
der größten Bestände des Staatsarchivs, sondern auch 
ein zentraler Bestand für biografische Forschungen zur 
Aufarbeitung der NS-Zeit. Grundlage für die Tätigkeit des 
Staatskommissars war die Kontrollratsdirektive Nr. 38 vom 
12. Oktober 1946, welche die „Verhaftung und Bestrafung 
von Kriegsverbrechern, Nationalsozialisten und Militaristen 
und [die] Internierung, Kontrolle und Überwachung von 
möglicherweise gefährlichen Deutschen“ regelte. 

Die britischen Behörden, in deren Besatzungszone Hamburg 
lag, gingen bei der Entnazifizierung sehr viel milder und 
pragmatischer vor als ihre Pendants in der amerikanischen 
Zone: Um sicherzustellen, dass für den Wiederaufbau von 
Verwaltung und Wirtschaft weiterhin genügend Fach-
personal vorhanden war, wurden vor allem hochrangige 
Nationalsozialisten entlassen und bestraft. Die weit über-
wiegende Mehrheit der überprüften Personen wurde wei-
terbeschäftigt. Die Einteilung erfolgte dabei gemäß Artikel 
4 des „Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus 

Trümmerlandschaft bei der Ellerntorsbrücke 1945, fotografiert 
von Hans Breuer

und Militarismus“ vom 5. März 1946 in fünf Gruppen:  
1. Hauptschuldige, 2. Belastete, 3. Minderbelastete, 4. 
Mitläufer, 5. Entlastete. Während für die Kategorien 3 bis 
5 deutsche Spruchkammern zuständig waren, behielt sich 
die britische Militärregierung die Einstufungen in die Kate-
gorien 1 und 2 selbst vor. Ab dem 1. Januar 1947 mussten 
sich Mitglieder der vom Internationalen Militärgerichtshof 
in Nürnberg für „verbrecherisch“ erklärten Organisatio-
nen (Führerkorps der NSDAP, Gestapo, SS, SD) einem 
Spruchgerichtsverfahren stellen. Für die sechs britischen 
Internierungslager Neuengamme, Eselsheide, Staumühle, 
Fallingbostel, Recklinghausen und Sandbostel wurde jeweils 
ein Spruchgericht gebildet. Das Lager Neuengamme lag 
im Zuständigkeitsbereich des Spruchgerichts Bergedorf. 
Dessen Unterlagen werden jedoch nicht im Staatsarchiv, 
sondern im Bundesarchiv in Koblenz (Bestand Z 42-III 
Spruchgericht Hamburg-Bergedorf) verwahrt. Dies gilt 
auch für die Verfahrensakten zu den sogenannten  
Curiohaus-Prozessen, v. a. zum Neuengamme-Hauptprozess 
gegen die Lagerführung des KZ Neuengamme, die sich im 
britischen Nationalarchiv in London befinden.

Um die Kommunikation zwischen Besatzungsmacht und 
Bürgermeister zu koordinieren, wurde im Juni 1945 eine 
Verbindungsstelle im Gebäude der Militärregierung einge-
richtet. Nach der Verhaftung und Entlassung des Leiters 
der Gemeindeverwaltung (ehemals Erster bzw. Regierender 
Bürgermeister), Carl Vincent Krogmann, war am 15. Mai 
1945 Rudolf Petersen vom britischen Stadtkommandanten 
als neuer Erster Bürgermeister eingesetzt worden. Schrift-
wechsel und Protokolle der Besprechungen zwischen 
Petersen und der Militärregierung sowie Brieftagebücher 
über den Schriftverkehr zwischen Militärregierung und 
Bürgermeister bzw. Verwaltungsbehörden befinden sich 
im Bestand 131-14 Verbindungsstelle zur Militärregierung. 
Die Besprechungsprotokolle und Korrespondenzserien 
sind durch ein Schlagwortverzeichnis erschlossen. Da-
neben sind in dem Bestand u. a. auch Meldungen über 
Personalwechsel (Zu- und Abgänge) mit Übersichten über 
Entlassungen enthalten, die zwischen 1945 und 1947 in 
der hamburgischen Verwaltung stattgefunden haben. Die 
Verbindungsstelle wurde schließlich im August 1950 ins 
Rathaus verlegt, und ihre Aufgaben wurden bald darauf 
vom Referat B II – Besatzungsangelegenheiten – der  
Senatskanzlei übernommen.

Die ersten Nachkriegsjahre waren in vielerlei Hinsicht eine 
Zeit des Um- und Aufbruchs, wenngleich die alten Verhält-
nisse, Strukturen und Mentalitäten vielfach fortbestanden. 
Dies spiegelt sich auch in den zahlreichen historischen 
Quellen wider, die sich aus dieser bewegten Phase der 
deutschen und der hamburgischen Geschichte erhalten 
haben und die nur darauf warten, (erneut) ausgewertet 
zu werden. Anregungen dazu soll diese Sonderausgabe 
geben. In diesem Sinne viel Spaß bei der Lektüre der  
folgenden Beiträge! 

• Eike Loeper
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Luise Solmitz, geboren 1889, stammte aus 
einer gutbürgerlichen Altonaer Familie und 
war eine fleißige Tagebuchschreiberin. In 
den im Staatsarchiv verwahrten Bänden, 
die den Zeitraum von 1905 bis zu ihrem 
Ableben Ende 1973 abdecken, proto- 
kollierte die spätere Lehrerin beinahe 
täglich sowohl persönliche Erlebnisse als 
auch das allgemeine politische Geschehen. 
Ihre schriftlichen Selbstzeugnisse stellen 
aus heutiger Sicht eine wichtige und häufig 
zitierte Quelle dar. 

Etliche Tagebucheinträge aus den Jahren 
1932 und 1933 offenbaren ihre deutsch-
nationale und antisemitische Erziehung. 
Am Ende der Weimarer Republik entwickelte 
sie zunächst eine große Sympathie für 
die NSDAP und Adolf Hitler, den sie als 
„Retter Deutschlands“ ansah. Doch ihre 
Sichtweise auf den Nationalsozialismus 
sollte sich in der Folgezeit zusehends 
ändern, zumal der Aufstieg der National-
sozialisten letztlich ihren eigenen gesell-
schaftlichen Niedergang förderte. Sie war 
mit Friedrich Solmitz verheiratet, der aus 
einer jüdischen Familie stammte. 

Während des Zweiten Weltkrieges wurde 
ihre Heimstätte in der Kippingstraße in 
Eimsbüttel schließlich als sogenanntes 
„Judenhaus“ deklariert: So mussten sie ab 
1943 zeitweise zwanzig andere Jüdinnen 
und Juden aus „Mischehen“ aufnehmen. 

Am 20. April 1945 notierte Luise Solmitz 
in ihrem Tagebuch: „Den ganzen Tag grollte 
es dumpf von der Front Harburg. - Wir 
machten Besorgungen […] Köstliche Baum-
blüte, Magnolien, Mandel- und Obstbäume, 
so schön, so unschuldig. Wer kann sich 
ihrer freuen!?“ (622-1/140, Nr. 1, 
Band 34, S. 238).

Wie die meisten Hamburger fürch-
tete Luise Solmitz am meisten, 
dass es doch noch zu einem „Groß-
kampf“ in bzw. um die Hanse- 
stadt kommen könnte. Am  
2. Mai 1945 äußerte sie Ihre 
Sorge wie folgt: „In 5 Minuten 
entscheidet sich Hamburgs 
und unser Schicksal: Hamburg 
Festung oder Einmarsch der 
Engländer? […] Die Gerüchte, -  

lauter unvorstellbar hoffnungsvolle -,  
liefen den ganzen Tag um, nach dem Tief-
druck der Dönitz-Rede.“ (ebd., S. 250).

Die Proklamation des Reichsstatthalters 
Karl Kaufmann vom gleichen Tag, die Ham-
burg zur offenen Stadt erklärte und somit 
den Einmarsch der britischen Truppen 
ermöglichte, wurde von ihr förmlich herbei-
gesehnt. Sie schrieb: „Das Glück, der Segen, 
es ist nicht zu fassen, nicht zu erdenken … 
eine Last, wie kaum eine Generation sie je 
getragen hat, ist von uns genommen […] 
Wenn nur morgen alles ohne Zwischenfälle 
geht. Sonst wäre es furchtbar […] Aber: SS, 
PG’s [=Parteigenossen], Lügen, Verbrechen, 
Unrecht nicht mehr ertragen zu müssen, 
schon das!“ (ebd.).

Am 8. Mai 1945, dem Tag der deutschen 
Kapitulation, zog sie schließlich das Resü-
mee: „Nie hat sich ein Volk mit größerer 
Begeisterung für eine schlechte Sache ein-
gesetzt, nie sich so zur Selbstvernichtung 
gedrängt. […] Am Abend dieses ersten 
‚Nachkriegstages‘ frage ich mich: Fühle 
mich besiegt oder als Sieger? Die unselige 
Ehe zwischen dem Nationalsozialismus 
und der Mutter Deutschland konnte nur 
gelöst werden durch den Untergang der 
verruchtesten aller ‚Bewegungen‘ der Erde 
seit Anbeginn; ganz gleich, welche Wunden 
Deutschland davonträgt. Entsetzlich schwer 
getroffen, kann es dennoch weiterleben; 
mit der Nazischandwirtschaft wäre es zu-
grunde gegangen in Blut und Verbrechen. 
Wir haben den Feind im Land; aber die 
Nazimörder sind wir los“ (ebd., S. 262).

Luise Solmitz fertigte in den 1950er  
Jahren ein maschinenschriftliches  

Duplikat ihrer Tagebücher an,  
welches heute in der Forschungs-
stelle für Zeitgeschichte in Ham-
burg verwahrt wird. Ein Vergleich 
der beiden Fassungen ist sehr 
aufschlussreich: Die Verfasserin 
hat nämlich ihre eigenen Nieder-
schriften teilweise noch einmal 
überarbeitet, neue Kommentie-
rungen eingefügt, gelegentlich 
aber auch die ein oder andere 
Äußerung weggelassen.

• Volker Reißmann

„Eine Last, wie kaum eine Generation sie je getragen hat, ist von 
uns genommen“ – Luise Solmitz und das Kriegsende 1945

Einband des Tagebuchs von Luise 
Solmitz, welches die Zeit vom 25. 
März 1944 bis zum 17. November 
1945 umfasst 

Eintrag zum 8. Mai 1945 aus dem 
Tagebuch von Luise 

Eintrag vom 12. Mai 1945 aus dem Tagebuch von Luise 
Solmitz 
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Wiederbeginn des Schulwesens nach Kriegsende

„Heute ist ein großer Tag in eurem Leben. Und nicht nur in 
eurem, nein, auch im Leben unserer Vaterstadt Hamburg.“ 
So beginnt Senator Heinrich Landahl am 6. August 1945 
seine Rede vor Erstklässlern während einer Feier in der Aula 
der Schule Graudenzer Weg in Dulsberg. Für die zentrale 
Feier anlässlich der Wiedereröffnung der hamburgischen 
Grundschulen hatte der seit 1. Juni amtierende Senator 
und ehemalige Leiter der Lichtwarkschule nicht umsonst 
eine Schule ausgewählt, die vor 1933 von Fritz Schumacher 
erbaut worden war und in einem der besonders schwer 
zerstörten Stadtteile lag. 

„Schulverwaltung und Militärregierung haben mit aller 
Kraft gearbeitet, es ging nicht eher“, fährt er fort. Mehr 
als zwei Jahre konnte im Kerngebiet der Stadt nach den 
großen Luftangriffen im Juli 1943 kein Unterricht stattfin-
den. Auch nach der Kapitulation blieben die Schulen auf 
Anordnung der Militärregierung vom 4. Mai 1945 bis auf 
Weiteres geschlossen. Laut einer Aufstellung im Bestand 
361-2 VI Oberschulbehörde VI waren von den ehemals 463 
Schulgebäuden nur 39 Prozent unbeschädigt geblieben, 
21 Prozent waren vollständig zerstört, 26 Prozent schwer 
und 14 Prozent leicht beschädigt. Seit Kriegsbeginn waren 
Schulgebäude für die Wehrmacht, nationalsozialistische 
Organisationen und für die Verwaltung zweckentfrem-
det worden. Seit 1943 auch für die Unterbringung von 
Bombenopfern und Flüchtlingen und zunehmend auch als 
Notkrankenhäuser und Lazarette. Viele Menschen waren 
nach den Luftangriffen in die Außenbezirke gezogen, wo-
durch die Schulraumnot dort besonders stieg. Unterricht in 
mehreren Schichten war die Folge. Noch im Januar 1946, 
nachdem ab Oktober auch die höheren Schulen und die 

Berufs- und Fachschulen wieder eröffnet worden waren, war 
die Situation in den Außenbezirken besonders schwierig. 
In Blankenese standen z.B. sogar nur acht Klassenräume 
für ca. 3500 Schulkinder zur Verfügung. 

So waren die ersten Jahre nach dem Krieg geprägt von 
Raum- und auch von Lehrermangel, einer im Vergleich zum 
Kriegsbeginn deutlich gestiegenen Schülerzahl sowie von 
einem schlechten Gesundheitszustand von Lehrern und 
Schülern durch die Wohn- und Ernährungslage. Die briti-
schen, amerikanischen und schwedischen Schulspeisungen 
wurden ab März 1946 zu einem wichtigen Bestandteil der 
Versorgung der hamburgischen Schülerinnen und Schüler.

Die britische Erziehungspolitik der re-education (Umer-
ziehung) umfasste die Entnazifizierung und Entmilitari-
sierung des Schulbereichs, die Demokratisierung und die 
Schaffung von Rahmenbedingungen für Reformen durch 
die Deutschen selbst. So wurde am 1. Dezember 1946 
die Kulturhoheit auf die Länderregierungen der britischen 
Besatzungszone übertragen. Dementsprechend übertrug 
am 17. Januar 1947 die britische Militärregierung die Auf-
sicht über das Unterrichtswesen auf deutsche Instanzen, 
in Hamburg am 1. April 1947 auf die in „Schulbehörde“ 
umbenannte Schulverwaltung. 

„Und deshalb weiß ich und sage es euch heute“, schließt 
Landahl am 6. August 1945, „Freude wird von nun an in 
der Schule herrschen, […] Freude darüber, dass mit euch 
eine bessere und hellere Zukunft heraufsteigt.“

• Mareike Eckardt-Nowitzki

Schulweg durch die Trümmer Hamburgs
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Das Ende des Zweiten Weltkriegs im Mai 1945 markiert 
einen tiefgreifenden Einschnitt in der Geschichte Ham-
burgs. Die weitreichende Zerstörung der Stadt sowie der 
politische und gesellschaftliche Umbruch in Form des 
Übergangs von der nationalsozialistischen Herrschaft zur 
alliierten Besatzungszeit hinterließen nicht nur im kollek-
tiven Gedächtnis, sondern auch im Stadtbild deutliche 
Spuren. Einen besonderen Zugang zu dieser Phase der 
Stadtgeschichte bietet die Plankammer des Staatsarchivs 
Hamburg. Sie umfasst eine Vielzahl visueller und grafischer 
Archivalien – darunter Karten, Pläne und Fotografien –, die 
in ihrer Anschaulichkeit eine bedeutende Ergänzung zu den 
schriftlichen Überlieferungen darstellen. Im Gegensatz zu 

Kriegsende 1945 in Hamburg:  
Bestände der Plankammer im Überblick

konventionellen Akten, die primär verwaltungstechnische 
Vorgänge dokumentieren, eröffnet dieses Archivgut visuelle 
Perspektiven auf städtische Entwicklungen, Zerstörun-
gen, Prozesse des Wiederaufbaus aber auch die direkte 
Lebenswelt von Menschen zur Zeit des Kriegsendes. Es 
ermöglicht, räumliche Veränderungen nachvollziehbar, 
Zusammenhänge sichtbar sowie historische Situationen 
bildlich rekonstruierbar und dadurch zugänglicher zu 
machen. Gerade für die Erforschung der letzten Kriegs-
monate und der unmittelbaren Nachkriegszeit in Hamburg 
kommt diesen Beständen eine besondere Bedeutung zu. 
Die Pläne, Karten und Fotografien dokumentieren nicht 
nur das Ausmaß der Kriegsschäden, sondern auch erste 
Maßnahmen der Schadensdokumentation, Planungen für 
den Wiederaufbau sowie die Nutzung städtischer Räume 
durch die alliierte Besatzungsmacht. Auf diese Weise 
erweitern sie das auf schriftlichen Quellen basierende 
Geschichtsbild und laden zu einer quellengattungsüber-
greifenden Auseinandersetzung ein. Da die Bestände der 
Plankammer – im Gegensatz zu konventionellem Archi-
vgut – nicht ausschließlich nach dem Provenienzprinzip, 
sondern auch nach thematischen Gesichtspunkten (Perti-
nenzprinzip) gebildet wurden und sich in unterschiedlichem 
Erschließungszustand befinden, soll dieser Beitrag einen 
vertiefenden Einblick in ausgewählte Bestandsgruppen der 
Plankammer geben, die besonders relevantes Material zur 
Erforschung der Zeit um das Kriegsende 1945 enthalten.
 
Hervorzuheben ist hierbei insbesondere die „Thematische 
Sammlung“, die den wohl umfangreichsten und vielfäl-
tigsten Fundus an einschlägigen Archivalien bietet. Die zu 
den Klassifikationspunkten „Unter nationalsozialistischer 
Herrschaft [1933-1945]“ sowie „Unter alliierter Besatzung“ 
gehörigen Konvolute enthalten unterschiedliche Fotogra-
fien, Ansichten und Presseerzeugnisse aus der Zeit des 
Kriegsendes sowie der Zeit unter alliierter Besatzung und 
können damit verschiedene Perspektiven auf die Ereignisse 
dieser historischen Phase liefern. So z. B. die beiden Ti-
telblätter der „Hamburger Zeitung“, die noch am 2. Mai 
1945 den „Tod des Führers“ verkündeten, der „bis zum 
letzten Atemzug gegen den Bolschewismus kämpfend, 
für Deutschland gefallen“ sei. Aber auch Fotografien von 
geflüchteten Menschen, zerstörten Hafenanlagen, der 
Trümmerbeseitigung oder britischen Soldaten können aus 
diesen Konvoluten zur Ansicht im Lesesaal vorgelegt werden.

Ein ebenso interessantes Konvolut befindet sich unter 
dem Klassifikationspunkt „P Besatzungszeit ab 1945/
Bundesrepublik Deutschland“. Es enthält eine umfangreiche 
Serie von Verordnungen, Anordnungen, Proklamationen, 
Gesetzen, Verboten und sonstige Bekanntmachungen in 
Plakatform, die durch die Militärregierung zum Kriegsende 
erlassen und im öffentlichen Raum des Stadtgebiets aus-
gehängt wurden. Darunter befinden sich u. a. die Plakate 
zur Bekanntmachung des beginnenden „Einmarsches der 

Die Altstadt am Grimm vor der Ruine der St. Katharinenkirche 
1945
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stelle und dem Denkmalschutzamt (720-1/343-1) und 
umfasst etwa eine Million analoge Fotos und ca. 700.000 
Motive, die das Leben in der Stadt und die Entwicklung 
des Stadtbildes Hamburgs vor allem zwischen den 1920er 
und den 2010er Jahren dokumentieren. Besonders inter-
essant für den Zeitraum des Kriegsendes erscheinen dabei 
die Klassifikation der Sammlung „Stadtdokumentation“ 
von 1941 bis 1950 sowie ausgewählte Urheber aus der 
Klassifikation „Fotografen“. In der „Stadtdokumentation“ 
findet sich unter anderem das Foto der Übergabe der Stadt 
Hamburg durch Generalmajor Wolz an den britischen Bri-
gadegeneral Douglas Spurling am 3. Mai 1945 vor dem 
Rathaus. Unter der Klassifikation „Fotografen“ befinden 
sich die Bestände von bekannten Hamburger Fotografen, 
die zum Teil auch während der Zeit des Nationalsozialismus 
und im Anschluss aktiv waren. Als Beispiele lassen sich 
u. a. Erich Andres, Willi Beutler, Hans Breuer oder auch 
Heinrich Hamann nennen. Der Bestand ist fast vollstän-
dig erschlossen und große Teile sind bereits digitalisiert, 
sodass sie auf den Computern im Lesesaal zur Ansicht 
bereitgestellt werden können. 

• Arne Hitscher

Petroleumhafen Waltershof, Luftbildaufnahmen von 1945 und 
1952

Besatzungstruppen“ vom 3. Mai 1945, des „Gesetzes 
Nr. 1“, mit dem der Alliierte Kontrollrat im Herbst 1945 
sämtliche nationalsozialistischen Gesetze aufhob, um „für 
das deutsche Volk Recht und Gerechtigkeit wiederherzu-
stellen und den Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz 
wiedereinzuführen“, oder des Befehls zum „Wiederauf-
baubehelfsprogramm Hansestadt Hamburg“.

Der Klassifikationspunkt „Militär- und Kriegswesen“ bein-
haltet Konvolute mit Zeitabschnitten zu den Jahren 1939 
bis 1945 sowie „Nach dem 2. Weltkrieg“. Ersteres umfasst 
knapp 800 Fotografien aus der Zeit des Nationalsozia-
lismus bis zur Zeit der alliierten Besatzung, Karten zum 
Kriegswohnungsbau sowie unterschiedlichste Schadens-
karten aus der Zeit zwischen 1942 und 1948, so z. B. die 
„Schadenskarte Hamburg gesamt, Stand Mai 1945“ sowie 
Schadenskarten aller Stadtteile, die nach dem Prinzip der 
Deutschen Grundkarte unterteilt sind.

Die historischen Luftbildaufnahmen, die als sogenanntes 
Luftbildarchiv des Landesbetriebs Geoinformation und 
Vermessung im Jahre 2004 vom Staatsarchiv übernommen 
wurden, ermöglichen einen weiteren interessanten Blick 

auf die Zeit des Kriegsendes und stehen allen Interes-
sierten für die allgemeine Nutzung zur Verfügung. Unter 
anderem befinden sich über 800 Luftbilder in diesem 
Bestand, die durch Flüge der britischen Alliierten in den 
Jahren 1945 und 1946 aufgenommen wurden und das 
gesamte Stadtgebiet und Teile der Hamburger Umgebung 
abdecken. Dabei werden die enormen Zerstörungen des 
Krieges eindrücklich sichtbar. Es lassen sich aber vor allem 
erstaunliche räumliche Abgleiche mit Luftbildaufnahmen 
der vorangegangenen Zeit und den der nachfolgenden 
Jahrzehnte durchführen. Die Luftbildaufnahmen sind 
aktuell nicht eigenständig recherchier- und bestellbar. 
Alle wichtigen Informationen zur Bestellung finden Sie 
auf unserer Website unter der Rubrik „Recherche“ und 
„Luftbilder von Hamburg“. 

Ein weiterer Bestand, der 2015 vom Staatsarchiv über-
nommen wurde, stammt ursprünglich von der Landesbild-

Versammlung der ersten gewählten Bürgerschaft im Großen Saal 
des Rathauses mit dem Zivilgouverneur Sir Henry Vaughan Berry 
am 22.11.1946

Hamburger Zeitung vom 02.05.1945
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Mit dem Kriegsende 1945 und dem 
Ende der nationalsozialistischen  
Herrschaft verbunden ist auch der 
Beginn der strafrechtlichen Verfol-
gung der von den Nationalsozialisten  
begangenen Verbrechen. Hiermit in 
Verbindung stehende Strafverfah-
rensakten - sogenannte NSG-Akten 
- sind vor allem in zwei Beständen 
des Staatsarchivs Hamburg zu finden: 
213-12 Staatsanwaltschaft Land-
gericht – Nationalsozialistische Ge-
waltverbrechen (NSG) und 213-11 
Staatsanwaltschaft Landgericht.

Über den Bestand 213-12 und die 
dazugehörigen Strafverfahrensakten 
ist im Archivjournal schon mehrfach 
berichtet worden. Von der historischen 
Forschung wurden die zu diesem  
Bestand gehörenden Unterlagen  
bereits verschiedentlich genutzt. Der 
Bestand 213-12 beinhaltet vor allem 
Akten zu NSG-Verfahren aus der Zeit 
ab ca. 1960. Neben den Strafverfahren  
gegen Angehörige des Reserve- 
Polizei-Bataillons 101 liegen hier  
Unterlagen zu weiteren umfangreichen 
Verfahren vor z. B. zu Massener- 
schießungen der jüdischen Bevölkerung 
während der deutschen Besetzung 
in Riga und Umgebung (sogenannter 
„Maywald-Komplex“) oder zu ver-
schiedenen Strafverfahren gegen Dr. 
Ludwig Hahn, der als Kommandeur 
der Sicherheitspolizei und des SD in 
Warschau für zahlreiche Verbrechen 
an der dortigen jüdischen Bevölkerung 
mitverantwortlich war, darunter u. a. 
die Räumung des Warschauer Ghettos 
1943. Der Bestand 213-12 ist bis auf 
wenige Ausnahmen bereits digitalisiert.

Weniger bekannt dürfte sein, dass 
auch im Bestand 213-11 eine Reihe 
von NSG-Akten enthalten sind. Hier 
handelt es sich vor allem um Ver-
fahrensakten aus der Zeit vor 1960. 
Die frühesten davon beginnen schon 
ab 1946. Allerdings wurden die  
Akten nach der damals üblichen  
Praxis teils bei der Staatsanwaltschaft 
ausgedünnt. Hintergrund ist, dass der 
historische Wert der NSG-Akten erst 
später erkannt wurde. 

Die frühen NSG-Verfahren wurden 
vielfach auf Anzeigen von Opfern oder 
deren Angehörigen hin eingeleitet 
und haben Taten wie Denunziationen, 
Verbrechen der Gestapo oder auch 
Misshandlungen von Häftlingen in 
den Konzentrationslagern Fuhlsbüttel 
und Neuengamme zum Gegenstand. 
Gängige Tatbestände, wegen derer 
Ermittlungen angestellt wurden, waren 
neben „Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit“ u. a. Freiheitsberaubung,  
Körperverletzung, Aussageerpressung 
aber auch Totschlag oder Mord (vgl. 
Bickelmann, Dagmar: Verfolgen oder 
Vergessen? Inhalt und Erschließung  
der im Hamburger Staatsarchiv  
verwahrten Verfahrensakten wegen 
nationalsozialistischer Gewaltver- 
brechen, in: Auskunft 26 (2006), Heft 
3/4, S. 371 – 389, S. 373). Im Gegen-
satz zu den späteren Großverfahren, 
die oft in den besetzten Ostgebieten 
verübte Gewalttaten betreffen, lag 
der Tatort bei den frühen Verfahren 
in vielen Fällen in Hamburg selbst.

Ein Beispiel für eine noch dazu  
weitgehend vollständig erhaltene 
Akte betrifft ein Verfahren aus den 
Jahren 1947 bis 1951 gegen Ange- 
hörige des Referats „Hochverrat, 
Kommunismus“ der Gestapoleitstelle 
Hamburg wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, Körperverletzung, 
Freiheitsberaubung und Aussage- 
erpressung. Ein weiteres sehr inter-
essantes Verfahren, zu dem die Akten 
im Bestand 213-11 vorliegen, ist 
das gegen den Regisseur Veit Harlan 
aus den Jahren 1948 bis 1950. Er  
wurde als Mitverfasser des Dreh-
buchs und Regisseur des Propa- 
gandafilmes „Jud Süß“ der Beihilfe zu 
einem Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit angeklagt.

Es kann sich also lohnen, bei der  
Recherche nicht nur den Bestand  
213-12 zu berücksichtigen, sondern 
auch einen Blick auf den Bestand  
213-11 zu werfen, auch wenn diese 
Akten bisher nicht digital vorliegen.

• Christine Heitmann

Strafverfahren wegen nationalsozialistischer Gewaltverbrechen 
(NSG-Verfahren) und die dazugehörigen Akten im Staatsarchiv

Aktendeckel zu einem Verfahren gegen den 
Reichsstatthalter Karl Kaufmann wegen 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit

Urteil im Prozess gegen den Regisseur Veit 
Harlan
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Seit dem Hamburger Brand vom Mai 1842 wurde der 
Brandschutz in Hamburg professionalisiert und ausge-
baut, um eine weitere Katastrophe zu verhindern. Dabei 
unterstand die 1872 eingerichtete Berufsfeuerwehr lange 
Zeit der Deputation für das Feuerlöschwesen. Im Zuge der 
Verwaltungsreform von 1928 wurde die Feuerwehr der 
Polizeibehörde unterstellt, blieb aber eine zivile Institution, 
bis mit dem „Gesetz über das Feuerlöschwesen“ von 1938 
die Feuerlöschpolizei eingerichtet wurde. Damit hatten die 
Feuerwehrleute nun auch den Status von Polizeivollzugs-
beamten. Die Freiwilligen Feuerwehren, die bis dahin die 
Berufsfeuerwehr unterstützt hatten, wurden aufgelöst und 
in eine Hilfspolizeitruppe umgewandelt. Damit waren die 
organisatorischen Voraussetzungen für den Einsatz der 
Feuerwehr im Krieg, v. a. im Luftkrieg, geschaffen. Während 
des Zweiten Weltkriegs verblieb die Feuerwehr in dieser 
militarisierten Organisationsstruktur. Nach 1945 wurden 
Polizei und Feuerwehr mehrfach 
umgegliedert. Sie sind heute 
zwar derselben Behörde zu-
geordnet, organisatorisch aber 
klar getrennt.

Der Bestand Feuerwehr im 
Staatsarchiv Hamburg unter der 
Bestandsbezeichnung 333-3 
Feuerwehr zu finden. Dieser 
Bestand umfasst Akten ab dem 
Jahr 1857 und ist weiterwach-
send. Gegliedert ist der Bestand 
in Verwaltungsangelegenheiten, 

Einsätze/Hilfeleistung/Tagesbefehle, technische Ausrüs-
tung und Brandschutzangelegenheiten. Die Akten zu den 
Einsätzen im Luftkrieg zwischen 1940 und 1945 finden 
sich dabei in einer eigenen Klassifikation und sind somit 
für Benutzende schnell auffindbar und auch bestellbar. 
Aufgegliedert sind die Luftkriegsakten in Berichte des 
Polizeipräsidenten/Frontlagemeldungen (1940-1945), 
Einsatz- und Erfahrungsberichte (1940-1959) sowie Ein-
satz- und Erfahrungsberichte über auswärtige Einsätze 
(1941-1945).

Für die Forschung zur Hamburger Geschichte im Luftkrieg 
sind die Berichte des Polizeipräsidenten als Leiter der Feu-
erwehr von größter Relevanz, da sie detaillierte Meldungen 
über die Einsätze der Hamburger Feuerwehr enthalten. Die 
Luftangriffe in der Nacht vom 26. auf den 27. Juli 1942 
fasste der Polizeipräsident in einem endgültigen Bericht 
vom 19. September 1942 zusammen. Auf mehr als 380 
Seiten finden sich nicht nur die Eckdaten der Angriffe wie 
die Anzahl der angreifenden Flugzeuge, Einsatzzeitraum, 
Zeitpunkt der Warnsignale und eine statistische Übersicht 
über die Anzahl der Opfer sowie der materiellen Schäden, 
sondern auch eine detaillierte Übersicht über alle in der 
Stadt erfassten Schäden. So kann heute nachvollzogen 
werden, welches Gebäude in einzelnen Angriffen getroffen 
wurde, wie groß die Schäden waren und wie viele Personen 
dabei verletzt oder getötet wurden. Auch die Höhe des 
Sachschadens wurde genau erfasst.

Es mag aus heutiger Sicht erstaunen, dass die Feuer-
wehrverwaltung bis hin zu den letzten Luftangriffen im 
Frühjahr 1945 möglichst alle Schäden genau erfasst hat. 
Da aber nur Schäden ersetzt wurden, die im Rahmen des 
Krieges entstanden waren, konnte den Geschädigten nach 
der Kriegssachschädenverordnung anders keine materielle 
Unterstützung gewährt und ausgezahlt werden. Ergänzt 
werden diese Abschlussberichte durch einzelne Einsatzbe-
richte der Hamburger Feuerwehr. Diese fanden nicht nur in 
Hamburg selbst, sondern auch im Umland statt. Zusätz-
lich halfen auch auswärtige Wehren bei den Einsätzen in 
Hamburg, die ihre Einsatzberichte wiederum in Abschrift 

der Hamburger Feuerwehr zur 
Verfügung stellten.

Insgesamt lässt sich anhand 
der im Bestand Feuerwehr 
vorhandenen Unterlagen zum 
Luftkrieg ein genaues Bild der 
Angriffe auf Hamburg nach-
zeichnen, wobei das mensch-
liche Leid hinter den Zahlen 
nur unzureichend beleuchtet 
werden kann.

• Julian Freche

Die Hamburger Feuerwehr im Luftkrieg

Feuerwehr beim Löschen von Gebäuden im Juli 1943

Einträge im Tagesbefehlsbuch aus Juli 1943
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Gesamtverzeichnis aller Hamburger Bombenopfer

Fast zeitgleich mit dem 80. Jahrestag des Kriegsendes und 
der Befreiung von der NS-Herrschaft in Hamburg kann 
das Staatsarchiv ein Gesamtverzeichnis aller in Hamburg 
zu beklagenden Bombenopfer des Zweiten Weltkriegs 
vorlegen. Diese Namensliste mit über 40.000 Personen-
nachweisen macht eindrücklich das Leid deutlich, das 
der Zweite Weltkrieg auch in Hamburg gebracht hat. Die 
Liste ist das Ergebnis der 2015 begonnenen, 2020 inten-
sivierten und nunmehr beendeten Verzeichnungsarbeiten 
am Aktenbestand 331-5 Polizeibehörde – Unnatürliche 
Sterbefälle. Darin enthalten sind Schriftstücke der seit 
1940 durchgeführten polizeilichen Ermittlungen zu den 

zumeist zivilen Opfern der Bombenangriffe auf Hamburg.
Als Grundlage für die archivische Ordnung und Erstellung 
der Namensliste diente eine zu den Akten überlieferte 
zeitgenössische, alphabetische Zettelkartei, mit der die 
Akten in der Zeit vor der elektronischen Datenverarbei-
tung aufgefunden werden konnten. Die Angaben auf den 
Karteikarten wurden vor vielen Jahren durch Hilfskräfte 
in eine Tabellenkalkulation übertragen. Die Einzelfallakten 
lagen in folgenden Serien vor, die weiterhin die Struktur 
des Bestandes vorgeben:
- �Serie 6 über Allgemeine Sammelakten (ungeklärte Fälle, 

Überlebende, an die Wehrmacht weitergeleitete Einzelfälle 
verstorbener Soldaten), 770 Einzelfälle,

- �Serie 7 über Hamburger Bombenopfer aus der Zeit vor 
Juli 1943, 1.490 Einzelfälle,

- �Serie 8 über Hamburger Bombenopfer aus der Zeit nach 
Juli 1943, 31.991 Einzelfälle (in 25 Unterserien nach 
Buchstabenbereichen),

- �Serie 9 über Bombenopfer aus dem Stadtteil Altona, 
2.147 Einzelfälle,

- �Serie 10 über Bombenopfer aus den Stadtteilen Harburg 
und Wilhelmsburg, 2.686 Einzelfälle,

- �Serie 11 über Bombenopfer aus dem Stadtteil Wandsbek, 
257 Einzelfälle,

- �Serie 12 über auswärts verstorbene Bombenopfer (nach 
Ortsnamen gegliedert) 1.886 Einzelfälle,

- �Serie 13 über auswärts verstorbene Bombenopfer ohne 
Untergliederung nach Ortsnamen, 96 Einzelfälle und Un-
teraktenserie „Listen Harburg“ über Bombenopfer, die auf 
dem Friedhof Harburg beerdigt wurden, 197 Einzelfälle.

Darüber hinaus umfasst der Bestand Karteiauszüge über 
Namensnennungen, die keiner Einzelfallakte zugeordnet 
werden konnten (darunter Wehrmachtsangehörige, deren 
Akten an die Wehrmacht abgegeben wurden, ermittelte 
Überlebende und nicht zu ermittelnde Personen aufgrund 
vager und unvollständiger Angaben), 753 Einzelfälle, sowie 
im Zusammenhang mit der Verzeichnungsarbeit gewonnene 
Hinweise auf Hamburger Bombenopfer. 

Die bisherigen Schätzungen der Opferzahlen der Luftan-
griffe auf Hamburg gingen von insgesamt 45.000 zivilen 
Todesfällen aus. Für die vier Großangriffe amerikanischer 
und vor allem britischer Militärflugzeuge durch die „Ope-
ration Gomorrha“ genannten Aktion des Generals Arthur 
Travers Harris vom 25. Juli bis zum 3. August 1943 beliefen 
sich die Schätzungen auf mehr als 30.000 Tote (D. Brietz-
ke), einige Forscher bezifferten die Opfer allein für diesen 
Zeitraum auf 35.000 (W. Johe) bzw. 45.000 (M. Middle-
brook). Durch die jetzt abgeschossene Verzeichnungsarbeit 
kann die Zahl der zu beklagenden Menschenleben mit 
annähernd genau 40.600 angegeben werden. Denn für 
rechtliche Zwecke (Erbschaften, Rentenzahlungen sowie 
für Wohnungs-, Grundstücks- und Firmenübertragungen) 
waren zwingend Todeserklärungen und Sterbeurkunden 
vorzulegen, so dass nicht von einer großen Anzahl unge-
klärter Einzelfälle auszugehen ist. Gleichwohl bleibt die hier 
vorgelegte Zahl mit Ungenauigkeiten behaftet (darunter die 
Einbeziehung von „natürlichen“ Todesursachen auswärts 
verstorbener Evakuierter) und steht unter dem Vorbehalt 
einer gewissen Dunkelziffer nicht erfasster Personen 
(komplett ausgelöschte Familien ohne Angehörige sowie 
unbeachtet gebliebene ausländische Zwangsarbeiter und 
Militärinternierte).

Zwar wurden mehrfach zu einer Person Akten angelegt 
(816 Akten für ca. 405 Personen), doch entspricht dies 
ungefähr den fehlenden Einzelvorgängen (779, von denen 
für ca. 80 fehlenden Akten ein Name überliefert ist). Beach-
tet man überdies die überlieferten Akten zu nachträglich 
als Überlebenden festgestellten Personen, so ergibt sich 
die Gesamtzahl von 41.500 Einzelfällen, die im Bestand 
dokumentiert sind.

Die Akten über die Bombenopfer umfassen nach der Neu-
verpackung ca. 32 lfm und entsprechen ca. 550 Bestell-
signaturen. Jede Bestellsignatur bzw. jedes Aktenbündel 
umfasst in der Regel 80 Einzelfälle. Sofern ein Aktenbündel 
noch Schutzfristen unterliegt, etwa weil es den Namen 
einer überlebenden Person enthält, kann es nicht ohne 
eine Verkürzung der Schutzfrist vorgelegt werden.

Leichenbergung in den vom Feuersturm zerstörten Stadtteilen 
durch Häftlinge des Konzentrationslagers Neuengamme, nach 
dem 28. Juli 1943



11Sonderausgabe 2025

Herausgeber
 

Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Kultur und Medien 
Staatsarchiv 
Kattunbleiche 19 
22041 Hamburg 
newsletter@staatsarchiv.hamburg.de 
www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoer-
de-fuer-kultur-und-medien/einrichtungen/staatsarchiv/archi-
vjournal-top-110906

Redaktion
Arne Hitscher, Jenny Kotte, Lasse Stodollick, Alina Zagermann

Satz und Gestaltung
Büro Blanko Medien GmbH

Bildnachweis
Titel	  STAHH, 720-1/343-1 Landesbildstelle / 
	  Denkmalschutzamt Bildarchiv, Nr. 84540
2-3	  STAHH, 720-1/343-1 Landesbildstelle /
	  Denkmalschutzamt Bildarchiv, Nr. B0000382 
	  STAHH, 720-1/343-1 Landesbildstelle / 
	  Denkmalschutzamt Bildarchiv, Nr. B0000400
4	  STAHH, 622-1/140 Solmitz, Nr. 1 Band 34
	  STAHH, 622-1/140 Solmitz, Nr. 1 Band 34, S. 261
	  STAHH, 622-1/140 Solmitz, Nr. 1 Band 34, S. 266/267
5	  STAHH, 720-1/2 Thematische Sammlung, 
	  Nr. 283-05=01/1946.001
6-7	  STAHH, 720-1/2 Thematische Sammlung, 
	  Nr. 221-07 = 1945.021
	  STAHH, 720-1/2 Thematische Sammlung, 
	  Nr. 221-06 = Mai 1945.1
	  STAHH, 720-1/2 Thematische Sammlung,
	  Nr. 233-01 = 03/1946.11.2
	  Kollage: Luftbildaufnahmen von 1945 (Englische 
	  Luftbilder 1946, Bildnr. 115) und 1952 (Flug 05.07.1952,
	  No 126, Filmnr. 16, Bildnr. 2354), unverzeichnet
8	  STAHH, 213-11 Staatsanwaltschaft Landgericht, 
	  Nr. 72422
	  STAHH, 213-11 Staatsanwaltschaft Landgericht,
	  Nr. 72297
9	  STAHH, 720-1/343-1 Landesbildstelle / 
	  Denkmalschutzamt Bildarchiv, Nr. A32_25_26
	  STAHH, 333-3 Feuerwehr, Nr. B 4-1 Band 75
10-11	  STAHH, 731-6 Zeitgeschichtliche Sammlung, 
	  Nr. I 18 Band E
	  STAHH, 331-5 Polizeibehörde - Unnatürliche Sterbefälle, 
	  Nr. 172

Impressum

Das Heft erscheint halbjährlich im Selbstverlag • ISSN (Online) 
2700-4414  • Redaktionsschluss 09.05.2025

Für die Gesamtnamensliste wurden zu den Einzelpersonen 
folgende Daten in Tabellenform erfasst:
Familienname, Geburts- und/oder früherer Ehename, 
Vornamen (sofern bekannt nur Rufname), Geburtsdatum, 
historisches Aktenzeichen zum Auffinden des Einzelfalls 
innerhalb eines Aktenbündels, Bestellsignatur, Bemerkun-
gen. Die Namensliste wird im neuen Archivfachinformati-
onssystem mit dem Aktenbestand verlinkt und soll auch 
über den Internetauftritt des Staatsarchivs abrufbar sein.
Eine ausführliche Darstellung dieses insbesondere für 
die Familiengeschichtsforschung und die Aufklärung von 
Vermisstenfällen aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs 
bedeutsamen Aktenbestandes ist in der Zeitschrift für 
Niederdeutsche Familienkunde vorgesehen. 

Über die Form des Gedenkens an die überwiegend zivilen 
Opfer der Luftangriffe und deren Zahlen wird in Deutschland 
bis heute kontrovers diskutiert. Mitunter wird das Geden-
ken an diese Opfer missbraucht. Mit der Gedenkkultur in 
Hamburg in Zusammenhang mit dem Luftkrieg hat sich der 

Historiker Malte Thießen eingehend in seiner Dissertation 
„Eingebrannt ins Gedächtnis“ befasst. Eine Sammlung 
von Augenzeugenberichten legte wiederum die Histori-
kerin Renate Hauschild-Thiessen in einer umfangreichen 
Schrift für den Verein für Hamburgische Geschichte vor. 
Literarisch hat Hans Erich Nossack die Bombenangriffe 
in „Der Untergang“ verarbeitet.

Angesichts der Verbrechen des Nationalsozialismus und 
der Tatsache, dass weite Teile der deutschen Bevölkerung 
in diese verstrickt waren, ist die Erinnerung an die verschie-
denen Verfolgtengruppen der Nationalsozialisten und an die 
Verbrechen des Nationalsozialismus eine stete Verpflichtung. 
Gleichzeitig macht der Bestand 331-5 Polizeibehörde – Un-
natürliche Sterbefälle die Folgen des vom Deutschen Reich 
begonnenen 2. Weltkriegs für Hamburg auf bedrückende 
Weise deutlich und erinnert an die Opfer der Luftangriffe 
auf Hamburg. Vor diesem Hintergrund sollte es auch Raum 

Formelhafter Aktenvermerk der mit der Bombenopferermittlung 
betrauten Kripoleitstelle 3 a K nach einer Vermisstenmeldung 
durch einen Angehörigen der Familie Gruner, April 1944

für Erinnerung und Trauer über die Opfer der Luftangriffe 
auf Hamburg geben, zumal sich unter ihnen auch eine nicht 
unerhebliche Anzahl von Zwangsarbeiterinnen und -arbei-
tern sowie Kriegsgefangenen befindet. Ein Aufrechnen darf 
nicht stattfinden. Der Aktenbestand mahnt dazu, sich an 
die Parole „Nie wieder Krieg“ zu erinnern.

• Ulf Bollmann
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